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DIJuF-RECHTSGUTACHTEN: Kinder- und Jugendhilferecht

Tagesbetreuung
Rechtsanspruch auf ganztägige Förderung in Tageseinrich-
tungen für Schulkinder und Verhältnis zu schulischen An-
geboten
§§ 24, 24 Abs. 4 SGB VIII
DIJuF-Rechtsgutachten 31.8.2022 – SN_2022_1051 Bm

Im Bereich des anfragenden Jugendamts ist die Betreuung von Schul-
kindern bislang mit der Ausnahme der Ferienzeiten ausschließlich als 
schulisches Angebot gestaltet. Die Jugendhilfe erbringt Förderleistun-
gen nach § 24 Abs. 4 SGB VIII lediglich in den Ferienzeiten. Mit Blick 
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auf das Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung im 
Jahr 2026 fragt das Jugendamt nach dem Verhältnis zwischen jugend-
hilferechtlicher und schulischer Verantwortung. Insbesondere findet die 
schulisch organisierte Betreuung bislang lediglich bis 15 Uhr statt, so-
dass für die Erfüllung des Ganztagsanspruchs mehr Stunden abgedeckt 
werden müssen. Ebenso sind die Betreuungskapazitäten in den Ferien-
zeiten auszuweiten.

Das Schulamt sieht sich nicht in der Pflicht, für die zusätzlichen Stun-
den ein Angebot zu schaffen. Der Jugendhilfeausschuss sieht die ge-
samte Schulkindbetreuung in der Jugendhilfe verankert mit der Folge, 
dass ua fachliche und personelle Jugendhilfestandards gelten und der 
Grundsatz der Subsidiarität gilt. Die Jugendamtsverwaltung lehnt eine 
Aufteilung der Zeiten zwischen Jugendhilfe und Schule ab, befürwortet 
die Umsetzung des Rechtsanspruchs durch eine Hand und sieht dabei 
auch die Möglichkeit, dass die Schule den Rechtsanspruch nach § 24 
SGB VIII verantwortet und umsetzt. In dem Zusammenhang wird ge-
fragt,

• ob sich aus dem SGB VIII eine zwingende Zuständigkeit der Jugend-
hilfe für die Umsetzung des Rechtsanspruchs ergibt;

• ob Aufgaben des SGB VIII auf den Schulträger übertragen werden
können mit der Folge, dass dieser zu einem Teil des Jugendhilfeträ-
gers wird und in der Folge den Jugendhilfeausschuss einbinden und
das Subsidiaritätsprinzip beachten muss, sowie was in dem Fall für
die Betreuung in den Ferienzeiten gelten würde;

• ob eine Verteilung der Verantwortung für die Schulkindbetreuung
zwischen Schulamt und Jugendhilfeträger zulässig und organisato-
risch vernünftig wäre.

*
I. Anspruchsgegner des Rechtsanspruchs auf

Ganztagsbetreuung nach § 24 SGB VIII
Mit dem Ganztagsförderungsgesetz (GaFöG) wird in § 24 
Abs. 4 SGB VIII stufenweise ab dem Schuljahr 2026/27 ein 
Rechtsanspruch von Schulkindern auf Förderung in Tagesein-
richtungen im Umfang von acht Std. werktäglich eingeführt.

Als Leistung des SGB VIII richtet sich der Anspruch gegen 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die durch Landes-
recht bestimmt werden (§ 69 Abs. 1 SGB VIII iVm Landes-
recht). Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind idR die Land-
kreise bzw. die kreisfreien Städte, in einzelnen Ländern auch 
einzelne kreisangehörige Städte und Gemeinden (so auch in 
Hessen § 5 Abs. 1 und 2 HESKJGB [Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch]).

Für die Aufgabenwahrnehmung sollen die Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe gem. § 69 Abs. 3 SGB VIII jeweils ein Ju-
gendamt errichten (s.a. § 5 Abs. 3 HESKJGB). § 69 Abs. 3 
SGB VIII soll klarstellen, dass die Jugendämter alle Aufga-
ben (§ 2 SGB VIII) nach dem SGB VIII wahrzunehmen ha-
ben, weil
„der Befehl, Jugendämter und Landesjugendämter einzurichten, in un-
trennbarem Zusammenhang mit der Pflicht steht, die Aufgaben der Kin-
der- und Jugendhilfe dieser Organisationseinheit zuzuweisen“ (Begr. zu 
§ 69 Abs. 3 SGB VIII, BT-Drs. 12/2866, 19).

Mit dieser Regelung wollte der Gesetzgeber gerade Organisa-
tionsmaßnahmen einzelner kommunaler Träger entgegentre-
ten, Teilaufgaben der Jugendhilfe auf andere Organisations-
einheiten als das Jugendamt zu übertragen (Schellhorn ua/
Kern SGB VIII, 5. Aufl. 2017, SGB VIII § 69 Rn. 17). Die 
Aufgaben nach dem SGB VIII sind damit ausdrücklich dem 
Jugendamt zugewiesen, das als zweigliedrig aufgebaute, so-
zialpädagogische Fachbehörde eine Sonderstellung gegen-

über anderen Ämtern der allgemeinen Verwaltung einnimmt 
(FK-SGB VIII/Schäfer/Weitzmann, 9. Aufl. 2022, SGB VIII 
§ 69 Rn. 8).

Aufgrund der Gesetzgebungskompetenz der Länder zur Er-
richtung von Behörden und zur Gestaltung der Verfahren für 
die Erfüllung der Aufgaben auf dem Gebiet der Kinder- und 
Jugendhilfe (vgl. Art. 84 Abs. 1 S. 1 und 3 GG, Art. 125a und 
125b GG) ist es allerdings trotz der Formulierung in § 69 
Abs. 3 SGB VIII nicht ausgeschlossen, dass die Länder Auf-
gaben des SGB VIII in ihren Ausführungsgesetzen einer an-
deren Behörde als dem Jugendamt zuweisen. Bei Wahrneh-
mung dieser Möglichkeit durch den Landesgesetzgeber könn-
ten die Aufgaben der Jugendhilfe also ganz oder teilweise 
durch andere Ämter als das Jugendamt zu erledigen sein, so 
bspw. auch die Kindertagesbetreuung durch das Schulamt 
(LPK-SGB VIII/Kunkel/Kepert, 8. Aufl. 2022, SGB VIII § 69 
Rn. 29). Trifft ein Land keine abweichende Regelung – so 
wie es in Hessen der Fall ist – führt dies dazu, dass sämtli-
che im SGB VIII angesprochenen Aufgaben ausschließlich 
durch das Jugendamt wahrgenommen werden müssen, so wie 
§ 69 Abs. 3 SGB VIII es vorsieht (Münder ua Handbuch Kin-
der- und Jugendhilferecht, 2. Aufl. 2011, zit. MWM KJHR/
Münder Kap. 4.1. Rn. 7). Eine kommunale Übertragung von
Jugendhilfeaufgaben auf andere Ämter ohne entsprechende
landesrechtliche Möglichkeit verstößt hingegen gegen § 69
Abs. 3 SGB VIII.

Auch die Aufgabe der Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen obliegt daher ausdrücklich dem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und amtsbezogen dem Jugendamt und nicht dem 
Schulamt (zu der grds. aber bestehenden Gestaltungsmöglich-
keit des Landesgesetzgebers Späth EJ 2006, 237 [240]; LPK-
SGB VIII/Kunkel/Kepert SGB VIII § 69 Rn. 29). Das Jugend-
amt trägt damit auch die Gesamtverantwortung für die Erfül-
lung des Rechtsanspruchs.

II. Verhältnis zu schulischen Angeboten

1. Erfüllungswirkung im Umfang schulischer
Ganztagsangebote

Gesetzlich vorgesehen ist in § 24 SGB VIII (Fassung ab 
1.8.2026) allerdings, dass der gegenüber dem Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe bestehende Rechtsanspruch auf Förde-
rung in dem Umfang als erfüllt gilt, in dem Unterricht statt-
findet oder es Angebote der Ganztagsgrundschulen gibt (§ 24 
Abs. 4 S. 3 SGB VIII). Auf den zeitlichen Umfang des Rechts-
anspruchs (werktäglich acht Std.) werden somit Zeiten schu-
lischer Angebote angerechnet (Wiesner/Wapler/Schweigler 
SGB VIII, 6. Aufl. 2022, SGB VIII § 24 Rn. 72). Insofern hat 
der Rechtsanspruch auf Ganztagsförderung nach § 24 Abs. 4 
SGB VIII (Fassung ab 1.8.2026) insbesondere Bedeutung für 
die Zeiten vor und nach den Unterrichtszeiten bzw. einem 
ganztagsschulischen Angebot sowie in den Ferienzeiten (FK-
SGB VIII/Beckmann SGB VIII § 24 Rn. 63).

Es handelt sich insofern aber nicht um eine rechtlich geregelte 
(Zuständigkeits-)Verantwortung der Schule zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs nach § 24 Abs. 4 SGB VIII, sondern ledig-
lich um die Auswirkungen eines eigenständig bestehenden 
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schulischen Betreuungsangebots auf den Bedarf, der durch 
die Jugendhilfe insofern nicht mehr gedeckt werden muss. 
Anspruchsgegner des Rechtsanspruchs nach § 24 SGB VIII 
bleibt jedoch der Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

Im hier vorliegenden Fall muss der Rechtsanspruch nach § 24 
Abs. 4 SGB VIII durch den Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe daher (nur noch) im Umfang der Zeiten vor bzw. nach 
dem vorhandenen schulischen Angebot sowie in den Ferien-
zeiten erfüllt werden.

Rechtlich gesehen spricht insofern nichts dagegen, dass die 
Schulkindbetreuung faktisch zwischen Angeboten der Schu-
len nach Schulrecht sowie Angeboten der Kinder- und Ju-
gendhilfe nach SGB VIII aufgeteilt wird. Ob dies aus fachli-
chen Gründen sinnvoll ist oder die Jugendhilfe anbieten sollte, 
dass sie die Schulkindbetreuung insgesamt übernimmt, damit 
die Kinder nicht zwischen den unterschiedlichen Angeboten 
wechseln müssen, gilt es fachlich und politisch zu entschei-
den. Zudem bleibt es der Jugendhilfe freigestellt, ein Betreu-
ungsangebot für die gesamten Zeiten vor und nach dem Un-
terricht anzubieten, das Eltern dann anstelle des schulischen 
Betreuungsangebots nutzen können.

2. Art schulischer Ganztagsangebote
Was das Verhältnis zum schulischen Betreuungsangebot aus 
rechtlicher Perspektive betrifft, so stellt sich lediglich die 
Frage, ob die Kinder- und Jugendhilfe Angebote nach § 24 
Abs. 4 SGB VIII vorhalten muss, wenn zu bestimmten Zei-
ten schulische Angebote zwar vorhanden sind, jedoch nicht 
den Maßstäben einer Förderung nach § 22 SGB VIII und de-
ren Qualitätsanforderungen entsprechen. Nach dem Wortlaut 
von § 24 Abs. 4 S. 3 SGB VIII (Fassung ab 1.8.2026) wird 
allein auf den zeitlichen Umfang der Angebote der (offenen) 
Ganztagsgrundschulen abgestellt. Inhaltlich ist der Rechts-
anspruch allerdings auf „Förderung“ iSv § 22 SGB VIII ge-
richtet, umfasst also Betreuung, Erziehung und Bildung (§ 22 
Abs. 3 S. 1 SGB VIII) und muss bestimmten Qualitätskri-
terien im Hinblick auf Gruppengröße, Betreuungsschlüssel 
und Qualifizierung des Betreuungspersonals genügen (FK-
SGB VIII/Beckmann SGB VIII § 24 Rn. 8). Es lässt sich inso-
fern durchaus argumentieren, dass im Fall einer reinen schuli-
schen Hausaufgabenbetreuung der Rechtsanspruch nach § 24 
Abs. 4 SGB VIII nicht als erfüllt gelten kann und insofern ein 
alternatives Förderungsangebot nach den Grundsätzen von 
§ 22 SGB VIII zu unterbreiten ist.
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